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Nach Messer-Attacke in Solingen: War es
ein islamistischer Terroranschlag?

Deutschland erschüttert: Islamistischer Terroranschlag in
Solingen, drei Tote. Experten warnen vor weiteren

Angriffen.

Die jüngsten Ereignisse in Solingen senden Schockwellen durch
Deutschland, als die Nation gerade mal 24 Stunden nach einem
verheerenden Messerangriff immer noch versucht, den Horror zu
verarbeiten. Drei Menschen verloren ihr Leben, vier weitere
wurden schwer verletzt. In der Nacht stellte sich ein
tatverdächtiger Syrer der Polizei, was auf einen möglichen
islamistischen Terroranschlag hinweist.

Der Angriff wurde von der Terror-Miliz Islamischer Staat (IS)
reklamiert. Ihr Nachrichtenkanal Amaq sprach von einem Angriff
auf „eine christliche Versammlung“ und erklärte, die Tat sei
Rache für „die Muslime in Palästina“. Dies erweckt tiefe
Besorgnis über die aktuelle Sicherheitslage und die



vorhandenen Gefahren durch politischen Islamismus in
Deutschland.

Die Rolle der Migration und die politische
Debatte

Ahmad Mansour, Publizist und Nahost-Experte, kommentierte
zur BILD: „Wir müssen heute leider feststellen: Unter Migranten
sind radikale Islamisten, die die unkontrollierte Migration
genutzt haben, um hier Strukturen aufzubauen.“ Mansour
betonte auch, dass Deutschland seit Jahren in der
Migrationspolitik hätte umdenken sollen. Laut ihm ist die
Debatte über die Grenzkontrollen ein klarer Indikator für
mangelnden Willen im Kampf gegen Islamismus.

In der politischen Diskussion kritisierte Mansour außerdem, dass
linke Parteien die Probleme in der Migration verharmlost hätten.
„Wenn man das anspricht, ist man islamophob. Sie haben keine
Debatte über die Gefahren des Islamismus zugelassen.“ Diese
Aussage verdeutlicht die Spannungen und Differenzen innerhalb
der politischen Landschaft Deutschlands.

Die Bedrohung aus Gaza: Ein globales
Phänomen

Peter Neumann, Terror-Experte vom Londoner Kings College,
erklärte, dass der IS seit geraumer Zeit versuche, aus der
Situation in Gaza Kapital zu schlagen. Schon seit Januar gebe es
Aufrufe des IS, im Namen von Gaza in Europa Terroranschläge
zu verüben. Dabei seien die Palästinenser dem IS im Prinzip
egal; für die Terrorgruppe sei dies nur ein Anlass, einen globalen
Religionskrieg anzuzetteln.

Ahmad Mansour ergänzte Neumanns Aussagen und sprach von
einer „globalen Intifada“ und einer „unfassbaren
Emotionalisierung“ von Jugendlichen in sozialen Medien. „Es
wird wohl nicht bei Solingen bleiben,“ sagte Mansour und



brachte damit eine düstere Prognose zum Ausdruck. Diese
jungen Menschen sind laut Mansour von der Propaganda stark
beeinflusst und eine kleine Gruppe davon bereit, gewalttätig zu
handeln.

Maßnahmen gegen Islamismus und
Radikalisierung

Die Politikwissenschaftlerin Düzen Tekkal forderte, dass IS-
Prediger bei Plattformen wie TikTok und Instagram verboten
werden sollten. Sie bezeichnete dies als „Hate Speech“ und
Verachtung des Rechtsstaates sowie unserer Werte. Tekkal
warnt zudem, dass die Radikalisierung in sozialen Netzwerken
sehr schnell gehen könne – oft in wenigen Wochen.

Ahmad Mansour verlangte weiterreichende Maßnahmen. Für ihn
sei das geforderte Messer-Verbot nur eine „Schönwetter-
Lösung“. Um den Menschen ihr Sicherheitsgefühl
zurückzugeben, müsse die Politik unter anderem
Grenzkontrollen einführen, illegale Migration stoppen, bessere
Integrationskonzepte schaffen und mehr Polizeipräsenz zeigen.
Die Bekämpfung der Propaganda in den sozialen Medien und die
Repression gegen islamistische Strukturen seien ebenfalls
essenziell. „Das werden wir in den Wahlergebnissen sehen,“
sagte Mansour und deutete damit auf einen möglichen
politischen Wandel.

Auch auf der politischen Ebene wird die Regierung stark
kritisiert. Johannes Winkel, der Bundesvorsitzende der Jungen
Union, äußerte sich auf X (vormals Twitter) kritisch: „Seit Jahren
weigert sich dieser Staat, seine Grenzen zu kontrollieren,
verletzt seine Schutzpflicht auf groteske Weise, ignoriert die
Sorgen seiner Bürger bis zu einem Punkt, dass man sich
provoziert vorkommt. Und dann fragen überhebliche Politiker
und Journalisten mit pseudointellektuellem Tonfall, warum die
Menschen in Deutschland das Vertrauen in die Demokratie
verlieren, als ob sie von dummen Kindern sprechen würden?“



Der komplexe Kampf gegen den Terror

Die jüngsten Angriffe in Solingen und Mannheim verdeutlichen
die schwerwiegenden Herausforderungen, denen Deutschland
derzeit gegenübersteht. Die Bedrohung durch den IS und andere
islamistische Gruppen zeigt sich zunehmend auf europäischem
Boden. Der dringende Handlungsbedarf in den Bereichen
Sicherheitsmaßnahmen, Migrationspolitik und
Integrationskonzepte wird immer offensichtlicher. Die Frage
bleibt, ob die derzeitigen politischen Strategien ausreichend
sind, um der wachsenden Bedrohung Einhalt zu gebieten und
das Vertrauen der Bevölkerung zurückzugewinnen.

Historische Parallelen zu vergangenen
islamistischen Anschlägen in Deutschland

Deutschland hat leider bereits Erfahrungen mit islamistisch
motivierten Anschlägen gemacht. Der Anschlag auf den
Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz in Berlin im Dezember
2016, bei dem 12 Menschen starben und 56 verletzt wurden, ist
ein trauriges Beispiel. Der Täter, Anis Amri, ein tunesischer
Asylbewerber, war ebenfalls durch islamistische Propaganda
radikalisiert worden. Es zeigten sich Schwächen im deutschen
Sicherheitsapparat, insbesondere bei der Überwachung von
Gefährdern und bei der Durchsetzung von Ausreisepflichten.

Historisch gesehen, gibt es aber auch Unterschiede. Die
Bedrohungslage und die Techniken der Radikalisierung haben
sich verändert. Während früher physische Treffen und
Netzwerke eine größere Rolle spielten, findet heute die
Radikalisierung häufig im digitalen Raum statt, wie Experten wie
Düzen Tekkal und Ahmad Mansour bestätigen.

Für eine detaillierte Chronologie früherer Ereignisse und deren
Auswirkungen auf die Sicherheitsmaßnahmen in Deutschland
empfiehlt sich ein Blick auf die Berichterstattung und Analysen
bei Tagesschau.

https://www.tagesschau.de


Hintergrundinformationen zur aktuellen
Sicherheitslage in Deutschland

Die Sicherheitslage in Deutschland wird durch verschiedene
Faktoren beeinflusst. Der Bundesnachrichtendienst (BND) und
das Bundesamt für Verfassungsschutz warnen seit Jahren vor
der Gefahr durch radikale Islamisten. Insbesondere Rückkehrer
aus Kriegsgebieten wie Syrien und dem Irak stellen eine
Herausforderung dar.

Politische Maßnahmen und gesellschaftliche
Debatten

Die Bundesregierung hat zahlreiche Maßnahmen ergriffen, um
der Bedrohung durch islamistischen Terrorismus
entgegenzuwirken. Dazu gehört die schärfere Überwachung von
Gefährdern, die Aufstockung der Sicherheitskräfte und die
Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den
Bundesländern und der Bundespolizei. Allerdings gibt es auch
Kritik, dass diese Maßnahmen nicht ausreichen oder zu spät
kommen.

Ein wichtiger Bestandteil der Präventionsarbeit sind ebenfalls
Aufklärungs- und Integrationsprogramme, um Radikalisierung im
Vorfeld zu verhindern. So engagiert sich das Bundesministerium
des Innern und für Heimat in zahlreichen Projekten zur
Prävention von Islamismus. Detailierte Informationen dazu gibt
es bei BMI.

Aktuelle Statistiken und Daten zur
Bedrohungslage

Laut dem Verfassungsschutzbericht 2022 des Bundesamtes für
Verfassungsschutz (BfV) wird die Anzahl der islamistischen
Gefährder auf etwa 615 Personen geschätzt. Diese Personen
werden als stark radikalisierte Einzelpersonen eingestuft, die in

https://www.bmi.bund.de


der Lage sind, schwere Gewalttaten zu verüben.

Überdies verzeichnet der Bericht eine steigende Anzahl an
Ermittlungsverfahren gegen islamistische Aktivitäten. Die Anzahl
der Anklagen gegen islamistische Täter und die Verurteilungen
zeigen ebenfalls eine zunehmende Tendenz. Das zeigt deutlich,
dass die Bedrohung real ist und ernst genommen werden muss.
Weiterführende Informationen hierzu bietet der 
Verfassungsschutz.

Kritik an den Maßnahmen der Regierung

Während die Regierung verschiedene Maßnahmen zur
Bekämpfung des Islamismus ergriffen hat, gibt es auch
erhebliche Kritik. Politiker wie Düzen Tekkal und Nahost-Expert
Ahmad Mansour sehen in den bisherigen Maßnahmen vor allem
kosmetische Lösungen und fordern konkrete Schritte wie
Grenzkontrollen, verschärfte Migrationsregeln und effektive
Bekämpfung der Propaganda in den sozialen Medien.

Zusätzlich zu diesen Forderungen wird auch gefordert, dass der
Dialog innerhalb der Gesellschaft verstärkt wird, um Vorurteile
und Ängste abzubauen und somit die Gemeinschaft zu stärken.
Detaillierte Diskussionen und Analysen zu diesen Themen finden
sich in der Berichterstattung von Frankfurter Allgemeine
Zeitung.
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